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Mitteilung des Senats vom 25. Mai 2004

Die Bewerbung Bremens als Kulturhauptstadt Europas 2010

Der Senat überreicht der Stadtbürgerschaft die Mitteilung über Grundlagen, Verfahren, Kosten und
Finanzierung der Bewerbung Bremens zur Kulturhauptstadt Europas 2010 sowie die Kurzfassung der
Bewerbungsschrift mit der Bitte um Kenntnisnahme.

Die Beratung der Stadtbürgerschaft muss in der Sitzung am 2. Juni 2004 stattfinden, um die Abgabe der
Bewerbung bis Ende Juni 2004 beim Auswärtigen Amt in Berlin zu ermöglichen.
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I. Grundlagen und Verfahren der Europäischen Union

Auf Vorschlag der damaligen griechischen Kulturministerin Melina Mercouri wurde 1985 die
Gemeinschaftsaktion „Kulturstadt Europas“ (seit 1994 „Kulturhauptstadt Europas“) eingeführt. Die
Auswahl der nachfolgenden Städte wurde unmittelbar auf europäischer Ebene getroffen:

1985 Athen 1996 Kopenhagen

1986 Florenz 1997 Thessaloniki

1987 Amsterdam 1998 Stockholm

1988 Berlin 1999 Weimar

1989 Paris 2000 Avignon, Bergen, Bologna, Brüssel,

1990 Glasgow Helsinki, Krakau, Prag, Reykjavik,

1991 Dublin Santiago des Compostela

1992 Madrid 2001 Rotterdam und Porto

1993 Antwerpen 2002 Brügge und Salamanca

1994 Lissabon 2003 Graz

1995 Luxemburg 2004 Genua und Lille

Mit Beschluss des Europäischen Parlaments und des Europäischen Rates vom 25. Mai 1999 über
die Einrichtung einer Gemeinschaftsaktion zur Förderung der Veranstaltung „Kulturhauptstadt
Europas“ für die Jahre 2005 bis 2019 wurde die nachfolgende Reihenfolge der Berechtigung zur
Benennung einer Kulturhauptstadt Europas festgelegt.

Das Europäische Parlament hat am 22. April 2004 auf Vorschlag der Kommission beschlossen, den
alten Mitgliedstaaten im so genannten Twinning-Verfahren ab 2009 jeweils ein Beitrittsland zuzu-
ordnen.
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Reihenfolge der Berechtigung zur Benennung einer „Kulturhauptstadt Europas“:

2005 Irland

2006 Griechenland

2007 Luxemburg

2008 Vereinigtes Königreich

2009 Österreich Litauen

2010 Deutschland Ungarn

2011 Finnland Estland

2012 Portugal Slowenien

2013 Frankreich Slowakei

2014 Schweden Lettland

2015 Belgien Tschechische Republik

2016 Spanien Polen

2017 Dänemark Zypern

2018 Niederlande Malta

2019 Italien

Die Mitgliedstaaten können laut Beschluss vom 25. Mai 1999 eine Stadt oder mehrere Städte als
Vorschlag nach Brüssel melden. Allein Irland hat bisher von dieser Kann-Bestimmung insofern
Gebrauch gemacht, als es vier Städte (Cork, Galway, Limerick, Waterford) benannt hat. Im Verfah-
ren auf europäischer Ebene wurde dann Cork für 2005 ausgewählt. Griechenland hat für 2006 allein
Patras und das Vereinigte Königreich für 2008 allein Liverpool benannt.

Seit der Einführung des Rotationsprinzips hat sich in den bisher damit befassten Mitgliedstaaten
(naturgemäße Ausnahme: Luxemburg 2007) ein Vorauswahlverfahren auf nationaler Ebene etab-
liert. Im Vereinigten Königreich wurde ein mehrstufiger Wettbewerb mit dem Ziel der Ermittlung
eines Gewinners durchgeführt.

Mit dem Beschluss über das „Twinning-Verfahren“ hat das Europäische Parlament außerdem be-
schlossen, dass die Mitgliedstaaten mindestens zwei Städte nach Brüssel melden müssen, wenn
sich in ihnen mehrere Städte bewerben. Eine Beschlussfassung darüber steht im Europäischen Rat
noch aus. Es wird davon ausgegangen, dass der Rat diesen Parlamentsbeschluss der Umwandlung
der bisherigen Kann-Bestimmung in eine Soll-Bestimmung entsprechend der Haltung der Kom-
mission nicht übernimmt, wohingegen die Twinning-Liste als unstrittig gilt.

Auf Europäischer Ebene befasst sich zunächst eine jährlich neu eingesetzte Jury aus sieben „Ex-
perten im Kulturbereich“ (je zwei Mitglieder werden von Parlament, Rat und Kommission benannt,
ein Mitglied vom Ausschuss der Regionen) mit den Benennungen der Mitgliedstaaten und erarbei-
tet „unter Berücksichtigung der Ziele und Besonderheiten dieser Aktion“ einen Bericht, den sie der
Kommission, dem Europäischen Parlament und dem Rat vorlegt. Abschließend erklärt der Rat auf
Empfehlung der Kommission, „die unter Berücksichtigung der Stellungnahme des Europäischen
Parlaments und des Berichts der Jury erstellt wird, offiziell die betroffene Stadt für das Jahr, für das
sie benannt wurde, zur Kulturhauptstadt Europas“.

Europäisches Parlament und Europäischer Rat haben der Jury in einem Anhang zu ihrem Be-
schluss vom 25. Mai 1999 die folgende Liste mit Planungs- und Evaluierungskriterien an die Hand
gegeben:

„Mögliche Bestandteile für die Programme der zur Kulturhauptstadt erklärten Städte:

— Herausstellung der gemeinsamen künstlerischen Strömungen und Stilrichtungen, bei deren
Entstehen die betreffende Stadt eine besondere Rolle gespielt hat;

— Durchführung künstlerischer Darbietungen (Musik, Tanz, Theater, bildende Kunst, Film usw.)
sowie Verbesserung der Kulturförderung und des Kulturmanagements;

— Vertrautmachen der europäischen Öffentlichkeit mit Persönlichkeiten und Ereignissen, die
Geschichte und Kultur der Stadt geprägt haben;

— Durchführung spezifischer Aktivitäten zur Förderung von Innovationen im Kunstbereich und
zur Schaffung neuer Formen der kulturellen Aktion und des kulturellen Dialogs;
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— Durchführung von Maßnahmen zur Förderung der Zugänglichkeit und der Sensibilisierung in
Bezug auf das bewegliche und unbewegliche Kulturgut sowie das stadtspezifische kulturelle
Schaffen;

— Durchführung von speziellen Kulturprojekten mit dem Ziel, Jugendlichen die Kunst näherzu-
bringen;

— Durchführung von speziellen Kulturprojekten zur Stärkung des sozialen Zusammenhalts;

— Bekanntmachung der vorgesehenen Veranstaltungen durch multimediale und audiovisuelle
Mittel und in mehreren Sprachen;

— Beitrag zur Förderung der Wirtschaftstätigkeit, insbesondere im Bereich Beschäftigung und
Fremdenverkehr;

— Notwendigkeit der Entwicklung eines hochwertigen und innovativen Kulturtourismus unter
angemessener Berücksichtigung der besonderen Aufgabe, das Kulturgut auf Dauer zu erhal-
ten und dabei die Wünsche der Besucher mit denen der örtlichen Bevölkerung in Einklang zu
bringen;

— Durchführung von Projekten zur Förderung der Einbeziehung des architektonischen Erbes in
neue Strategien zur Stadtentwicklung;

— gemeinsame Durchführung von Initiativen zur Förderung des Dialogs zwischen den europäi-
schen Kulturen und den Kulturen in anderen Teilen der Welt.“

Diese Kriterienliste bietet Anhaltspunkte, die jedoch von keiner Bewerberstadt zur Gänze erfüllt
werden können und auch von keiner bisherigen Kulturhauptstadt komplett erfüllt wurden.

Der Beschluss vom 25. Mai 1999 betont in Artikel 3, dass die Benennung einer Stadt ein „Kultur-
projekt von europäischer Dimension“ beinhalte. In den Gründen für den Beschluss führen Parla-
ment und Rat aus, dass sich die positiven Auswirkungen der Veranstaltung Kulturhauptstadt Europas
hinsichtlich der Medienresonanz, der kulturellen und touristischen Entwicklung sowie hinsichtlich
der Sensibilisierung der Einwohner für die Bedeutung der Wahl ihrer Stadt gezeigt hätten. Da die
positiven Auswirkungen jedoch nicht immer über die Dauer der Veranstaltungen hinaus angehal-
ten hätten, sollten die Entscheidungsträger in den Städten darauf aufmerksam gemacht werden,
„dass das kulturelle Projekt in einen mittelfristigen dynamischen Prozess zu integrieren ist“.

Aufgrund des langen Entscheidungsvorlaufs im neuen Bewerbungsverfahren besteht das grund-
sätzliche Problem, dass keine Bewerberstadt sinnvolle Aussagen über das Programm des Kultur-
hauptstadtjahres treffen kann. Es kommt daher darauf an, die Potenziale der Stadt und ihre Grund-
auffassung der Veranstaltung Kulturhauptstadt Europas darzulegen. Dabei kommt dem Kriterium
der Nachhaltigkeit und der Einbettung in einen dynamischen Veränderungsprozess der Stadt eine
besondere Rolle zu.

II. Das innerdeutsche Verfahren

Aufgrund der Kulturhoheit der Länder ist ein Beschluss des Ständigen Beirats des Bundesrates vom
8. Dezember 1999 Grundlage des innerdeutschen Bewerbungs- und Auswahlverfahrens. Er hat
folgende Verfahrensschritte etabliert:

— 2. Hälfte 2000:

Der Deutsche Städtetag unterrichtet seine Mitglieder über den Beschluss vom Europäischen
Parlament und Rat vom 25. Mai 1999, über Verfahren, Zeitplan und über die jeweiligen Lan-
desbehörden (Kulturressorts), bei denen die Städte ihre Bewerbung einreichen können.

— Bis Ende 1. Quartal 2004:

Eingang der Bewerbungen bei den Kulturressorts der Länder.

— Bis Ende 2. Quartal 2004:

Übermittlung der Bewerbungen durch die Kulturressorts der Länder an das Auswärtige Amt.

— 3. Quartal 2004:

Das Auswärtige Amt übermittelt die Bewerbungen an den Bundesrat mit der Bitte um Stel-
lungnahme.

— Ende 2. Quartal 2005:

Der Bundesrat übermittelt seine Stellungnahme dem Auswärtigen Amt.
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— Ende 3. Quartal 2005:

Das Auswärtige Amt teilt den Gremien der Europäischen Union die deutsche(n) Bewerbung(en)
mit. Die Gremien der Europäischen Union werden dabei auch über die Stellungnahme des
Bundesrates unterrichtet.

Da im Anschluss an das innerdeutsche das Verfahren auf EU-Ebene ansteht, ist mit der abschlie-
ßenden Entscheidung erst im ersten Quartal 2006 zu rechnen.

Eine detaillierte Ausgestaltung des innerdeutschen Verfahrens steht noch aus. Der Ständige Beirat
des Bundesrates hat die Bundesratsverwaltung gebeten, einen Vorschlag zu erarbeiten mit dem
Ziel, darüber noch vor der Sommerpause/bis Mitte Juli zu beraten und nach Möglichkeit zu ent-
scheiden.

Zurzeit der Abfassung dieser Mitteilung setzte sich das deutsche Bewerberfeld aus 16 Städten
zusammen, darunter eine „Zwillingsbewerbung“:

— Baden-Württemberg: Karlsruhe,

— Bayern: Augsburg, Bamberg, Regensburg,

— Brandenburg: Potsdam,

— Freie Hansestadt Bremen: Bremen,

— Hessen: Kassel,

— Niedersachsen: Braunschweig, Osnabrück,

— Nordrhein-Westfalen: Essen (für die „Städtestadt“ Ruhrgebiet), Köln, Münster,

— Sachsen: Görlitz,

— Sachsen-Anhalt: Dessau/Wittenberg, Halle,

— Schleswig-Holstein: Lübeck.

Die Stadtstaaten Hamburg und Berlin, das schon 1988 „Kulturstadt Europas“ war, bewerben sich
nicht. Aus Mecklenburg-Vorpommern, dem Saarland, das in die Aktivitäten Luxemburgs 2007
einbezogen werden soll, und aus Thüringen, das 1999 mit Weimar die „Kulturhauptstadt Europas“
gestellt hat, liegen keine Bewerbungen vor. Mindestens fünf Städte scheiden in landesinternen
Verfahren aus dem Feld der Weltbewerber aus. Eine von der nordrhein-westfälischen Landesregie-
rung eingesetzte Fachjury hat sich am 20. Mai 2004 für Essen als Bewerberstadt entschieden. Die
Bayrische Staatsregierung hat ebenfalls angekündigt, nur eine Stadt an das Auswärtige Amt mel-
den zu wollen. Die niedersächsische Landesregierung wird nach aller Voraussicht Braunschweig
nominieren.

III. Das innerbremische Verfahren

Auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 28. November 2000 hat sich die Bremische
Bürgerschaft erstmals mit einer Bewerbung Bremens als Kulturhauptstadt Europas 2010 befasst.

Der Senat hat am 10. Dezember 2002 beschlossen, die Bewerbung als „große Chance“ für Bremen
zu betreiben und die Federführung dem Senator für Kultur übertragen. Zugleich hat er eine Staats-
räte-Steuerungsgruppe eingesetzt. Diese hat ein „vorläufiges Bewerbungskonzept“ vorgelegt, das
der Senat per Beschluss vom 21. Januar 2003 zur Grundlage der weiteren Arbeit gemacht hat.
Zugleich hat der Senat beschlossen, das Projekt „Bewerbung Bremens zur Kulturhauptstadt Europas
2010“ zunächst und bis auf weiteres an die Bremen Marketing GmbH anzubinden.

Das vorläufige Bewerbungskonzept hat die Bremer Bewerbung – im Sinne der EU-Erwartung,
„dass das kulturelle Projekt in einen mittelfristigen dynamischen Prozess zu integrieren ist“ – in die
bremische Sanierungsstrategie eingebettet und das Projekt als einen Beitrag zur Steigerung der
Ausstrahlungs-, Anziehungs- und Bindungskraft des Standortes Bremen und damit als Beitrag zur
Steigerung der Wirtschafts- und Finanzkraft des Landes begründet.

In Übereinstimmung mit den Evaluationskriterien der EU wurde ein breiter, offener Kulturbegriff
zugrunde gelegt, der explizit Wissenschaft, Forschung und Technologie einbezieht und im Sinne
eines europäischen Kulturverständnisses Grenzüberschreitungen und Transdisziplinarität zu ei-
nem bestimmenden Thema macht. Damit wurde zugleich festgelegt, dass Bremen mit einem auf
die Zukunft ausgerichteten Konzept antreten und – wie z. B. Glasgow oder Graz – die eigene
Modernisierung und seinen Strukturwandel zum Thema der Bewerbung machen will.

Als weitere Stärke Bremens wurde die vielfältige Kulturszene angeführt, die insbesondere auch
vielfältige Erfahrungen in der Vernetzung und in Kooperationsprojekten aufweist. Dass die Wissen-
schaft im Land Bremen ein Asset für die Bewerbung ist, wurde durch die Verleihung des Titels
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„Stadt der Wissenschaft 2005“ an Bremen und Bremerhaven inzwischen eindrucksvoll bestätigt.
Als weitere Stärken wurde eine Kultur angeführt, die aufgrund der Jahrhunderte langen republika-
nischen Tradition Bremens eine besondere Prägung als Bürgerkultur besitzt, und Bremens Städte-
partnerschaften zu Gdansk und Riga.

Anlässlich des Neujahrsempfangs des Senats 2004 haben die Repräsentanten von Gdansk, Riga
und Bremen einen Letter of Intent über die Zusammenarbeit bei der Bewerbung Bremens als Kultur-
hauptstadt Europas unterzeichnet.

Auf der inhaltlichen Grundlage des vorläufigen Konzepts hat der federführende Senator für Kultur
in Abstimmung mit dem Senat den Schweizer Kulturmanager Martin Heller als Künstlerischen
Leiter/Intendanten der Bewerbung berufen. Er hat seine Arbeit am 15. Mai 2003 aufgenommen.

Als Zwischenbericht hat Martin Heller im Oktober 2003 das Papier „baustelle bewerbung“ vorge-
legt. Es diente der Vergewisserung sowohl des Intendanten als auch der bremischen Gremien, dass
sich beide Seiten im Konsens auf einen gemeinsamen Weg begeben haben. Zugleich wurden darin
Leitlinien für die weitere Arbeit und für die Bewerbungsschrift entwickelt. Das so genannte Baustellen-
papier stieß in der zuständigen Fachdeputation für Kultur, im Senat und in der bremischen Öffent-
lichkeit auf breite Zustimmung.

Im Verlauf der weiteren Arbeit wurde durch die Integration zweier in Abstimmung mit dem Magis-
trat ausgewählter Vertreter Bremerhavens in das Projektteam Bremen 2010 die einvernehmliche
Berücksichtigung und Beteiligung der Seestadt sicher gestellt.

Während des gesamten Arbeitsprozesses zur Erstellung der Bewerbung haben der Intendant und
sein Team eine Fülle von Gesprächen mit den Vertretern der Bremer Kulturszene sowie von Wirt-
schaft und Wissenschaft geführt, deren Ergebnisse in die Bewerbungsschrift eingeflossen sind. Da-
mit wurde zugleich eine breite Beteiligung ermöglicht.

Eine besondere Unterstützung hat die Bewerbung durch die Unterzeichnung eines Letter of Intent
durch Senat und Handelskammer über die Zusammenarbeit bei der Bewerbung und durch eine
Bremer Erklärung erfahren, die auf Initiative der Ehrenbürger Bremens durch eine Reihe von Bre-
mer Bürgerinnen und Bürgern, darunter bekannte Unternehmerpersönlichkeiten, als Erstunter-
zeichner unterschrieben wurde. Die Bewerbung wird seither durch einen Koordinationsausschuss
der Bremer Erklärung unter Vorsitz des Bremer Ehrenbürgers Bernd Hockemeyer unterstützt, der
Initiativen aus Wirtschaft und Gesellschaft bündelt und koordiniert. In Abstimmung mit der Han-
delskammer und dem Koordinationsausschuss wurde ein Partnerkonzept für die Bewerbung erar-
beitet, das das 600-jährige Roland-Jubiläum als Startfest der Bewerbung einschließt. Als Mitglied
im PartnerClub Bremen 2010 konnten inzwischen folgende Unternehmen gewonnen werden: Bre-
mer Landesbank, EWE-Tel, Kraft Foods, Radio Bremen, swb, Tchibo, TQ 3, Weser-Kurier. Als Event-
Sponsoren betätigen sich Lampe & Schwartze, ÖVB, BLG, EADS, Commerzbank Bremen, Reifen
Emigholz. Eine namhafte Donation wurde von der Karin-und-Uwe-Hollweg-Stiftung zugesagt. Mit
einem Gesamtvolumen von rund 870.000 ‡ an Barsponsoring und 290.000 ‡ an Sachsponsoring
liegt Bremen – soweit Vergleichszahlen bekannt wurden – in der Spitzengruppe der Bewerber-
städte hinsichtlich der privaten Unterstützung.

Der Künstlerische Leiter hat dem federführenden Senator für Kultur Ende März eine formlose Fas-
sung der Bewerbungsschrift übergeben. Der Senator für Kultur hat der Kulturdeputation zu ihrer
Sitzung am 28. April 2004 die anliegende Kurzfassung der auf zwei Bände angelegten Bewerbungs-
schrift zugeleitet. Die Kurzfassung enthält die inhaltlichen Essentials der Bewerbung. Sie wurde
von der Kulturdeputation einhellig begrüßt. Auch diese Schrift hat in der bremischen Öffentlichkeit
breite Zustimmung ausgelöst.

Die Bewerbungsschrift befindet sich derzeit in der Phase der gestalterischen Endfertigung. Aus
Praktikabilitätsgründen wurde mit den Fraktionen der Bremischen Bürgerschaft vereinbart, die
Kurzfassung in der anliegenden Version, die der Kulturdeputation vorgelegt wurde, auch zur Grund-
lage der Beratung im Plenum der Bremischen Bürgerschaft zu machen.

Die Bewerbung Bremens als Kulturhauptstadt Europas wird bis Ende Juni dem Auswärtigen Amt
zugeleitet. Als vorläufiger Höhepunkt der in diesem Jahr kontinuierlich intensivierten bremen-
internen Mobilisierung für die Bewerbung wird vom 11. bis 20. Juni das 600-jährige Jubiläum des
Rolands als Startfest für die Bewerbung begangen. Aus dem auch überregional intensiv kommuni-
zierten Volksfest heraus wird die Hansekogge „Roland von Bremen“ nach Berlin geschickt, um die
Bewerbung als kulturelle Botschafterin der Freien Hansestadt symbolisch zu überbringen.

IV. Anlage: Kurzfassung der Bewerbungsschrift

Die Kurzfassung gibt einen Überblick über Aufbau und Gliederung der Bewerbungsschrift. Der
Band „Was Bremen will. Die Baustelle Kulturhauptstadt“ enthält die programmatischen Aussagen
der Bewerbung. Die wesentlichen Kapitel und Passagen sind in der Kurzfassung enthalten. Das
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Kapitel zu Kosten und Finanzierung wird auf der Grundlage der Ausführungen unter V. eingefügt.
Der Band „Was Bremen ist. Die eigensinnige Stadt“ stellt Bremen in lexikalischer Form vor. Die
Kurzfassung enthält exemplarische Kapitel, die Stil und Absicht verdeutlichen.

V. Kosten und Finanzierung

Der Künstlerische Leiter der Bewerbung wird die folgenden Essentials in der Diktion der Bewerbungs-
schrift in die Endfassung einarbeiten (unter dem generellen Vorbehalt entsprechender zukünftiger
Entscheidungen von Senat und Bürgerschaft):

1. Die Bewerbung ist Fortsetzung und Akzentuierung der Sanierungsstrategie mit dem Ziel, Struk-
turwandel und Modernisierung weiter voran zu treiben.

2. Auch das Kulturhauptstadtprojekt ist eine Investition, die private Folgeinvestitionen auslösen
soll.

3. Das Kulturhauptstadt-Projekt ist in besonderem Maße geeignet, Innovationskräfte zu mobilisie-
ren, neue Kompetenzen zu entwickeln und so Bremens Attraktivität für Besucher, Einwohner
und Unternehmen zu steigern.

4. Aus dem Projekt sollen sich nachhaltige Effekte zur Stärkung der Ausstrahlungs-, Anziehungs-
und Bindungskraft Bremens und damit auch der Finanzkraft des Landes ergeben.

5. Soweit eine positive regionalwirtschaftliche Kosten-Nutzen-Abschätzung nachhaltige Effekte
ausweist, ist es grundsätzlich gerechtfertigt, den Finanzbedarf für das Anschlussinvestitions-
programm des Landes anzumelden; ggf. könnten besondere Finanzierungsinstrumente im Sinne
einer Kapitaldienstfinanzierung genutzt werden.

6. Der Finanzbedarf für Vorlauf-, Projekt- und Programmkosten ist derzeit nur anhand der erfolg-
reichen Beispiele bisheriger Kulturhauptstädte einzuschätzen. Er wird in aller Vorläufigkeit
zunächst mit rund 60 Mio. ‡ angenommen, verteilt über mindestens fünf Jahre mit dem größ-
ten Bedarf in 2010. Ca. 25 bis 30 % des Projekt-Etats sollten für Marketing und Kommunikation
vorzusehen sein.

7. Auch die regelfinanzierten Veranstaltungen und Projekte sind bis 2010 zunehmend als Ergän-
zung des Kulturhauptstadtprojekts zu sehen und stärken das Gesamtangebot. In den regel-
finanzierten Einrichtungen ist aufgrund der zu erwartenden höheren Frequenz ebenfalls mit
Mehreinnahmen zu rechnen.

8. Ca. ein Drittel der Projektkosten müssen nach derzeitiger Einschätzung durch Einnahmen
finanziert werden: Eintritte, Drittmittel von Bundes- und EU-Einrichtungen, Geld- und Sach-
sponsoring; die Aufwendungen für Marketing und Vertrieb könnten unter Umständen durch
strategische Partnerschaften begrenzt werden. Ab einem eindeutigen Entscheid auf Bundes-
ebene bzw. einem abschließenden Bescheid auf EU-Ebene ist die Kulturhauptstadt Europas
2010 ein nationales Projekt. Das Projekt hat sich somit umgehend auch um Drittmittel und
Sponsoring außerhalb Bremens zu bemühen. Das große Engagement der bremischen Wirt-
schaft in der Bewerbungsphase begründet die Erwartung, dass für das Bremer Projekt auch
nichtbremische Sponsoren zu gewinnen sind.

9. Für infrastrukturelle Ankerprojekte und Stadtentwicklungsmaßnahmen könnten Finanzierungs-
notwendigkeiten in einer Größenordnung von durchaus 100 Mio. ‡ und mehr entstehen. Dazu
gehören Projekte, die aus Anlass des Vorhabens Kulturhauptstadt entwickelt werden, und sol-
che, die bereits in Planung sind oder aus anderer Notwendigkeit heraus geplant werden. Das
Projekt Kulturhauptstadt verpflichtet dazu, ausgewählte Bauvorhaben mit exemplarischer ar-
chitektonischer Qualität zu versehen und dadurch die Attraktivität der Stadtarchitektur insgesamt
zu erhöhen.

10. Der kulturelle Alltag und das Kulturhauptstadtprojekt werden miteinander verbunden. Es ist
von wechselseitig befruchtenden und synergetischen Wirkungen auszugehen. Bremen wird
daher in den kommenden Jahren auch für seinen ordentlichen Kulturhaushalt größtmögliche
Sorge tragen.
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Kurzfassung

Kulturhauptstadt Europas 2010

Die Bewerbungsschrift der
Freien Hansestadt Bremen

Band 1

Was Bremen ist
Die eigensinnige Stadt

Band 2

Was Bremen will
Die Baustelle Kulturhauptstadt
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Was Bremen will
Die Baustelle Kulturhauptstadt
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Bremen2010

Projektbüro

Tiefer 2

28195 Bremen

T +49 421 – 361 59 400

F +49 421 – 361 14472

info@bremen2010.de

www.bremen.2010.de

Druck: Hans Krohn · Bremen


